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1.) 
In der Strafsache gegen 
den Färber H1:l J | 

, geboren am 
| aus 01 adbach=-Rheydt, 

.au Wnchen=Glad= 

2.) 
bach, 
den Maurer J aus Gladbach-=Rheydt, 

zu Rheydt, 
.H 

, geboren am 
wegen Vorbereitung zum Hochverrat, 

hat das .Reichsgericht, 4. strafsenat, in der öffentlichen 
Sitzung vom 29. April 1935: an welcher teilgenommen haben 

als Richter : 
der .Reichsgeríchtsrat Hengelkoch als Vorsitzender 
und die Re ichsgeríchtsräte .Dr. Klimmer und „Dr„Froelich 
sowie die Landgerichtsdirektoren er. Fall und Busch. 

als Beamter der Staatsanwaltschaft : 
der Amts gerichtsrat .Dr. S c h m i t t, 

als Urkundsbeamter der Geschäfts stelle : 
der .Regierungsobertnspektor Peters, 

nach mündlicher Verhandlung für Recht erkannt 
Die Angeklagten werden f r e z e e s p r o c h e 
Die Kosten des Verfahrens trägt die Re i chskcsse. 

Von› Rechts wegen. 

n. 

Øründe. 

I. 
0 

l 

Der Angeklagte J ist von Beruf Färber und seit 1951 er"= 
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werbslos. Nach seinen Angaben ist er bis 1925 im christlichen Tex= 
tilarbeiter=Verband, danach in der freien (sozialdemokratischen) 
Gewerkschaft und seit Anfang 1932 in der Kommunistischen Partei 
.Deutschlands (KPD.) organisiert gewesen. Aus dieser will er schon 
nach 5 Wochen wieder ausgetreten sein aus Ärger darüber, daß er mit 
eine Woche Gefängnis bestraft wurde für Kleben von Plakaten, das 
ihm vorher von der Partei als erlaubt bezeichnet war. 

Der Angeklagte g_ Schwager des Angeklagten JI ' ist 
Maurer und seit J bis 4 Jahren mit unterbrechungen gleichfalls er= 
beitslos. Er hat nach seinen Angaben bis 1922 dem soeialdemokratiı 
schon deutschen Bauarbeiter=Verband (freie Gewerkschaft) angehört 
und ist seitdem politisch nicht .mehr organisiert, sondern gehört 
lediglich der .Deutschen Turnerschaft an. 

; 

II. 

.Die KPD. arbeitet, wie gerichtsbekannt ist, auf den gewaltsamen 
Sturz der verfassung des .Deutschen Reiches hin. sie will anstelle 
der vom Volk ausgehenden Staatsgewalt und ihrer Ausübung durch die 
uerjassungsmäßig berufenen Organe des Reiches und der Länder (Art.l 
und 5 Rverf;) und der Oleichheit aller Deutschen vor dem Gesetz 
(Art. 109 Rverf„) durch das Mittel des gewaltsamen Aufstandes die 
Diktatur des .Proletariats setzen und einen Arbeiter= und Bauern: 
Staat nach russischem Muster errichten. sie rechnete in der hier in 
.Frage kommenden zeit Anfang November 1952 mit dem Beginn reuolutto= 
mären Kampfes für die nächste ihr günstige revolutionäre Lage, Die 
Partei betrachtete es bis dahin als ihre Hauptaufgabe, diesen. Anna! 
vorzubereiten durch Ansommeln von Waffen, Munition und gprengstoftfi 
in d e r fl a n d  der revolutionären Arbeiterschaft, durch geistige Beeüw 
flussung der Massen und ihre Schulung für den straßenkampf und 
durch Uhtaugl iehmachung der Hachtmtttel des Staates. 

b) Besonders diese Uhtaugl ichmachung von Reichswehr und Pblí= 
:ei erschien der .Partei als wichtiges und wirksames Vorbereitungs= 
mittel des geplanten gewaltsamen ümsturses. Ihre Durchführung war 
Aufgabe einer besonderen Organisation, eines illegalen Funkt iondr= 
Körpers, innerhalb der partei. Diese ließ sich angelegen sein, untat 
den Angehörigen der Beíchswehr und der Polizei durch Wort und 
Schrift unzufriedenheit mit den bestehenden Zuständen zu verbreitet 

› ehe. 
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14 J. 496/52. 
XII. H; e/JJ. 
die vorgesetzten mißliebig zu machen und so die Truppe durch Unter: 
grabung der Dienstjreudigkeit und der Disziplin für die Gehorsams= 
verwešøerung im Ernstfalls bei einem Einsatz gegen die reuOlutionie= 
*runden Massen reif zu machen und sie von innen heraus zu zermürben 
und zu zersetzen. 

c) Dieses Kampf ziel der* KPD. und das zu seiner .Erreichung die= 
nende Mittel des gewaltsamen Umsturzes stellt, wie bereits von dem 
früheren Staatsgerichtshof' zum Schutze der Republik und seitdem vom 
Reichsgericht in zahlreichen urteilen festgestellt ist, ein nach An= 
grijjSgegenstand, Endziel, Ort, Zeit und Mittel genügend bestimmtes 
hochverrdterisches Unternehmen im sinne des § 81 er. 2 Sies. dar. 
Die seiner Vorbereitung dienende Tätigkeit und jede in ihren .Rahmen 
fallende Einzelhandlung, auch die entfernteste, erfüllt nach gleich: 
falls feststehender .Rechtsprechung des .Reichsgerichts den Tatbestand 
der Vorbereitung eines hochverrflterischen Unternehmens im sinne des 
§ 86 StGB, . soweit diese Hochverratsuorbereitung darauf gerichtet 
ist, die Reichswehr oder die .Polizei zur Erfüllung ihrer .Rf1 i c h ,  
das Deutsche Reich und seine Länder gegen Angriffe auf ihren äußeren 
oder inneren Bestand zu schützen, untauglich zu machen, nimmt der 
§ 8 Nr. 5 des Gesetzes über strafyreiheit vom 20. Dezember 1951 
(BGBI. I S. 559) sie ausdrücklich von den Vergünstigungen des Ge= 
setzes auch dann aus, wenn im übrigen die Voraussetzungen der §§ I 
und 4 dieses Gesetzes vorliegen. 

.3 

III. 
• 

.Der vorstehend geschilderten Zersetzung der fblieei dient auch 
das mit Schreibmaschine hergestellte und dann Vervieljdltigte t¶vg= 
Blatt mit der Überschrift „2 uııı iarden Beamtengelder gespart* und 
der Uhterschrtft „Die Roten Schupozellen des niederrheine'. Es zielt 
nach der am schlug angebrachten zeichnung eines Liste j (HRD. ) wdh= 
landen Schutgpolizeibeamten unmittelbar auf die damals bevorstehende 
Re ich8tagswahl, enthalt aber im übrigen, wie namentlich auch aus den 
durch große Schrift hervorgehobenen Überschriften im I¶xt*hervor= 
geht, die übliche auf Uhtergrabvng der .Dienetfreudigkeit und der 
üieziplin im Ernetfalle gerichtete Hetze, wie die nachfolgenden Text« 
proben ergeben. 

Nach einleitenden Worten über die Hungergehdl ter (groß geechríeı 
be== 
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bene Überschr i f t )  he ist es w e i t e r  .° 

,5.5 ooo Ehemalige beschäftigungslos. . 
Von Jahr zu Jahr verschlechtern s i c h  d i e  Zukun.fts=; 

Aussichten für d i e  m i t  Zív i lversorgungsschein abgegange= 
neu Pol izeibeaaıten. D i e  Zahl der  besahäjt igungslosen zi: 
uiluersorgunasanwdrter s t i e g  von 1950 b i s  Ende 1931 um 
5 500. In B e r l i n  mußte sogar e ine  besondere stempelstellı 
.für ehemal ige Schupobeamte e i n g e r i c h t e t  werden. Arbeiten 
l os ,  nur von ger ingen Unterstützungen lebend, verfluchen 
d i e  ehemal igen Ko l legen d iesen  Staat,  der ih re  Gesundheit 
und ihre  Kraft zum .Schutze e ine r  Ausbeuter-°= und .5'<:hieber= 
Gesellschaft m i e t e t e ,  s i e  je tz t  dem Hunger zu iiberant= 
warten.  

um 

Im vergangenen Monat wurde i n  .=?epoche i n  e i n  ehe= 
rızaliger Kollege e x m i t t i e r  t ,  we i l  e r  von seiner elenden 
Unterstützung d i e  M i e t e  n icht  mehr bezahlen konnte.  Be-= 
schämend dabei  war, daß s i c h  Kollegen dazu hergaben, mit 
dem Gfıcwz iknäppel erwerbslose Arbe i te r ,  d i e  gegen diese" 
Exmi t t ierung unseres ehemaligen Kollegen pro tes t íe r  ten, 
zu uerpriigeln. . . . . . . . n 

Es folgt dann e i n  Abschnit t  unter der Überschrift „Und d i e  
Of f i z ie re"  und schal i ıßlich e i n  A r t i ke l  ,Mit  wem - gegen wen?" mit 
folgendem Text 
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„Erhöhter Einsatz gegen die Arbeiter ist heute an 
der Tagesordnung. Wir schupobeamte, die selbst Hunger 
haben, die selbst nicht wissen, wie sie ihre Fbmilíe er= 
nähren'sollen, werden von unseren faschistischen Qyytzüß 
ren auf hungernde Erwerbslose und streikende Arbeiter 
betet. Die Arbeiter wehren sich gegen die von .Paper not= 
verordnete Lohnkürzung, weil sie genau wie wir mit unse= 
ren erbärmlichen Gehältern, mit ihren elenden Löhnen 
nicht mehr wie uenecnen leben können. 

Unsere belgischen Kollegen haben beim 8ergarbeí= 
teretreäk ein leuchtendes Beispiel gegeben, wie sich PP= 
lizeíbeamte gegenüber streifenden zu verhalten haben. 
sere belgischen Kollegen haben sich von ihren ofíeierefl 
nicht auf szreíkende heizen lassen. IM Gegenteil, die 
belgischen polizisten haben sich mit den streikenden 
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Bergarbeitern uerbrüder t.gegen die Ausbeuter und gegen 
die hetzenden Offiziere. Das war richtig so, die fbli= 
zeibeamten gehören auf die Seite der Arbeiter. 

Die letzten Streiks im Rheinland waren erst der Auf* 
Takt zu größeren und gewaltigeren Kämpfen der deutschen 
Arbeiter gegen Ihre Uhterdrücker. Das weiß die herrschen 
de Klasse, deswegen versucht man mit allen mitteln die 
Kluft zwischen uns und den Arbeitern zu vergrößern. Bio 
faschistischen Offiziere versuchen immer mehr uns in die 
Reihen der NSDAP. zu zwangen. die SFD.~Boneen vom schra= 
deruerband versuchen uns die Papen'schen nctverordnungen 
die uns Gehaltsraub und den Arbeitern Lohnkürzungen 

1 

bringt, schmackhaft zu, machen. ZU guterletzt sollen wir 
noch „entpolitisiert" werden, und sollen nicht mehr in 
die Verlegenheit geraten, uns die Praxis der einzelnen 
Parteien etwas näher anzusehen. Vor allen Dingen fürch= 
tet man, daß sehr bald ein größerer Teil der Polizei: 
beamtenschaft zur kommunistischen Partei, zu der partei 
der Ausgebeuteten und Unterdrückten stoßt. 

Dr. Bracht meint, daß es „ein Zeichen einer besondre= 
ren Ehrenstellung im Staat" sei, wenn man den Polizei: 
beamten das Wahlrecht entzieht. Gas sagt er in einer de: 
Leinsamen Sitzung vom Vorstand und Ausschuß des Verbarg= 
des preufi. Polizeibeamter am 27. -September in Berlin. 
Kein einziges Vorstandsmitglied und Ausschussmitglied des 
schraderuerbandes sagte etwas dagegen. Wir roten 5chupo= 
beamten sagen Euch, diese „Ehre" soll nur 'dazu dienen, 
die Polizei als ein zuverlässiges Instrument 'in den Hin= 
den der faschistischen Offiziere zu erhalten. Wir roten 
schupobeamten sagen Euch, es wird in diesem Winter zu 
größeren Kämpfen der Arbeiterschaft gegen den Kqpitalis= 
mus kommen, wir Pol izeibeamte gehören in diesen Kämpfen' 

auf die Seite der Arbeiter. nur bei der revolutionären 
Arbeiterschaft finden wir die stütze, die wir im Kamflffi 
nUr unsere eigenen Interessen brauchen. ı o o ı ı ı ı o ı 

nur im gemeinsamen Kampf mit den revolutionären 
Arbeitern unter Führung der kommunistischen Partei kän= 
nen wir einen erfolgreichen Kampf gegen die Ausbeuter 

und 
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und Uhterdrμcker für unsere eigenen Interessen führen. 
.Deshalb kann es am 6. November .für uns nur eins geben ; 

Unsere stimme der kommunistischen .Partei, der furtıi der 
Ausgebeuteten und Unterdrückten zu geben. 

Gegen Besoldungskürzung und Wuhlrechtsraub. Gegen 
Überdienst, Schikane und Kuscrnendrill. für Besoldungss 
Erhöhung, Koalitíons= und Streikrecht. Für Sturz der 
Kapitalsherrschaft, für Arbeiter: und Bauernrepubl in. n 

IV. 

I 

.Den Angeklagten wird zur Last gelegt, durch Ankleben des vor» 
stehend wiedergegebenen Flugblattes das .zu II erörtert: hochverräter 
fische ühtırnehmen der KED. vorbereitet zu haben ( §§ 81 er. 2, 86, 
47 stoB.). Hierzu ist folgendes festgestellt : 

Am 3. November 1952 abends gegen 2045 Uhr überraschte der pnlh= 
zeiwachtmeíster SI I die beiden Angeklagten beim Ankleben von 
Iflakaten an einem Brettereaun der Firma Hcntjorts in der Hbfstraße 
in Oladbach=Rheydt, einer am Tage von Fabrikarbeitern der umlegen= 
den Fabriken benutzten, im übrigen uerkehrsarmen Straße. Beide Ange= 
klagte standen im scheine einer straßenlaterne. Der .Angeklagte .HL_J 
| l trug in ihrer uarkttasche einen Eimer mit Kleister und strich 
mittels eines Handfegers Kleister auf die Bret terwand, 'während der 
Angeklagte J die Fflakate anklebte. Der Zeuge Sı stellte 
fest, daß bereits 4 Stücke des oben beschriebenen Iüugblattes ge= 
klebt waren, abwechselnd auf der Varder= und Rückseite. Ein 'stüek 
trug H oder JI I noch in der inneren Bbcktasche. An dem 
Zaun waren auch noch andere Wahlplakate angeklebt. 

.Die Angeklagten nehmen diesen Sachverhalt nicht in Abrede, be= 
haupten Jedoch, die 5 Blätter von einem ihnen unbekannten anno mit 
dem Auftrag erhalten zu haben, sie anzukleben und dafür l Mark so- 
wie lO PUR für Beschaffung von Kleister erhalten zu haben. sie seien 
dann zunächst in ihre flbhnung gegangen und hätten den Kleister an= 
gerührt. Dann hätten sie die Plakate an der nahe gelegenen wand ans 
gekıebı, um sie möglichst schnell loszuwerden. Lediglich die ~uög= 
lichkeit, zu ihrer unzureichenden Arbeitelosenunterstüteung etwas 
Geld hinxuzuverdienen, habe sie bewogen, den Auftrag anzunehmen„ PU" 
littech seien sie beide nicht für die KPD. interessiert gewesen. .DU 
Fflugbldtter hätten sie nicht gelesen, H will 'sie überhaupt 

nicht 
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nicht angesehen haben, J nur so weit, daß er vor: und Huck= 
Seite unterschieden, diegroße Iätelüberschrift gelesen und die zeich. 
rung am Schluß gesehen habe. 

Dieee Einlassung ist den Angeklagten nicht widerlegt. Die Dar= 
Stellung über Erwerb und nichtkenntnis der Flugblätter wäre ohne 
weiteres unglaubwürdig, wenn es sich um zwei mit den hochverrflteri= 
schon Zielen und Zersetsungsmethoden der KED. vertraute Täter han: 
delle. Es hat sich Jedoch nicht „feststellen lassen, daß beide, Ja--¶ 

abgesehen von der von ihm zugegebenen jänjwöchigen Mitglied: 
Schaft, der .KRD- angehört und deren Ziele, insbesondere ihr auf ge: 
walt samen Sturz der Verfassung gehendes hochuerräterisches ziel, wie 
zu II erörtert, gekannt und durch das Kleben der Plakate bewußt zu 
fördern gesucht hätten. .Die Angaben der Polizei über die yitglteds 
Schaft beider in der KPD. und die besondere Betätigung JI | in 
der Partei beruhen nach der .Aussage des Zeugen Kriminalkommissar 

lediglich auf Angaben eines sog. Vertrauensmannes, dem GY | 
selbst das Zeugnis ausstellt, daß er ihn als einen Ehrenmann nicht 
bezeichnen könne. .Derartige Angaben genügen als Beweismittel für 
eine Widerlegung der entgegenstehenden Angaben der beiden Angeklag- 
ten nicht. Ist aber danach mit deren Einlassung davon auszugehen, 
daß beide politisch acht organisiert und interessiert sind, so er= 
scheint bei› der, wie gerichtsbekannt, mehrfach eingeschlagenen 
Taktik der KPD. , im gegebenen 'Augenbl ick ununterrichtete Personen 
bei der gefährlichen Ausführung der Tat uorzuschieben, nicht ausge= 
schlossen, daß beide Angeklagte in der Tat in der angegebenen Weise 
die Plakate erhalten and, ohne über ihren Inhalt im klaren zu sein, 
nur um Geld er verdienen, das Kleben übernommen haben. Dazu stimmt 
durchaus die Art der Ausführung der Tat. .Der Brettereaun, der auch 
eine Anzahl anderer für die vorübergehenden Arbeiter bestimmte euhı- 
plakate trug, war für eine wirksame Beeinflussung der Polizei gänz- 
lich ungeeignet, da .Polizeibeamte hier kaum uerkehrten und nament= 
lieh keine Polizeiwache in der Nähe war. Auch die wenig sachgemäße 
Art dee Klebens der Plakate, die von den Angeklagten alle auf einer 
Stelle angebracht wurden - 4 waren schon geklebt, für das fünfte 
hatte Holgers schon vorgestrichen - deutet darauf hin, daß den Angel 
klagten weniger daran lag, den Inhalt der Plakate möglichst wirksam 
werden Su lassen, als daran, die Blätter möglichst schnell lossuwer= 
den, ohne doch ihr dem Auftraggeber gegebenes Versprechen überhaupt 
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n i c h t  auszuführen und i hn  um ih re  Leistung für den erhal tenen Lohn 
d i r e k t  zu  betrügen. 

V .  

danach i s t  zwar der äußere Tatbestand e ines Unternehmens de r  
Hochverratsvorbere i tung nach d e n  §§ 81 er. 2, 86 StGB, festgestel l t . .  
Nach d e r  i nneren T a t s e i t e  aber f e h l t -  der Nachweis, das d i e  Täter,  
d i e  be iden  Angeklagten, m i t  dem Bewußtsein gehandelt haben, durch 
i h re  T ä t i g k e i t  das zu II a l s  hochverrdter isch dargelegte unternehmen 
der  KPD. durch Zersetzung der Pol i z e i  vo rzubere i ten .  Mangels Beweg= 
ses des  inneren Tatbestandes s i n d  deshalb b e i d e  Angeklagte f reien: 
sprechen unter  Belastung der Re ichskasse m i t  den  lfosten 
( §  467 StPO.)„ 

geh. Lfengelkoch. 
« Dr.  Fall . 

Ki immer .  proel i c h  . 

. f  

Busch . 
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